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gebnis führt, muß — auf Grund nicht ausreichender Begrün­
detheit für den Schluß auf dast Zutreffen der Beschuldigung — 
hinreichender Tatverdacht verneint und die Eröffnung des 
Hauptverfahrens abgelehnt werden. Das bezieht sich sowohl 
auf die tatsächlichen als auch auf die rechtlichen Fragen; bei 
rechtlichen Zweifeln muß jedoch die Erfüllung anderer Tat­
bestände geprüft werden. Dieses Spannungsfeld ist auch ent­
scheidend für die Beantwortung der Frage, ob bei Zweifeln 
bereits die Eröffnung des Hauptverfahrens abzulehnen ist 
oder anderenfalls ein möglicher Freispruch in Kauf genom­
men werden muß. Diese Frage kann u. E. nur unter Beach­
tung der Bedingungen jedes einzelnen Strafverfahrens richtig 
beantwortet werden.

Bei folgendem Sachverhalt lag der hinreichende Tatver­
dacht z. B. nicht vor: Der Angeklagte war wegen verbrecheri­
schen Betruges von sozialistischem Eigentum angeklagt wor­
den, weil er das Geld, das ein Betrieb irrtümlich ohne Rechts­
grund über einen längeren Zeitraum auf dessen Konto über­
wies.^ verbrauchte. obwohl er die fehlerhafte Überweisung 
erkannte. Das Kreisgericht eröffnete das Hauptverfahren im 
Sinne der Anklage. Im Ergebnis der Hauptverhändlung 
sprach es in Übereinstimmung mit dem Staatsanwalt den 
Angeklagten frei. Zur Begründung wurde zutreffend .ausge­
führt, daß kein Betrug .vorliegt, wenn irrtümlich und ohne 
Rechtsgrund Gelder auf ein Konto überwiesen werden und 
der Kontoinhaber diese Gelder in Kenntnis der Unrechtmä­
ßigkeit verbraucht.9 10 11 Eine Offenbarungspflicht oblag dem An­
geklagten nicht, so daß sein Verhalten zwar erheblich mora­
lisch verwerflich, aber nicht -strafbar war. Diese Beweislage 
ergab sich jedoch bereits bei Anklageerhebung, so daß wegen 
offensichtlicher Nichterfüllung eines Straftatbestands die Er­
öffnung des Hauptverfahrens hätte abgelehnt werden müssen.

Der Freispruch des Gerichts macht aber deutlich, daß der 
Eröffnungsbeschluß keine präjüdizierende Wirkung für das 
nachfolgende gerichtliche Hauptverfahren haben kann. Das 
Gericht ist auch bei gleichen Tatsachenfeststellungen nicht an 
die rechtliche Beurteilung der Handlung im Eröffnungsver­
fahren gebunden und kann eigene Rechtsirrtümer jederzeit 
bis zur Urteilsverkündung korrigieren. In der Praxis ist es 
wichtig, auch nach Bejahung des hinreichenden Tatverdachts 
im Eröffnungsbeschluß die Unvoreingenommenheit des Ge­
richts und das Prinzip der Präsumtion der Unschuld des An­
geklagten bis zum Abschluß des Strafverfahrens zu garantie­
ren. —

Beachtung gesetzlicher Beweisführungsvorschriften 
im Eröffnungsverfahren

Auch im Eröffnungsverfahren muß das Gericht von den ge­
setzlichen Beweisführungsvorschriften ausgehen. Wie in der 
gerichtlichen Beweisaufnahme der Hauptverhandlung dürfen 
die Entscheidungen im Eröffnungsverfahren nur auf gesetz­
lich zulässigen Beweismitteln fußen. Da es in diesem Ab­
schnitt des gerichtlichen Beweisverfahrens keine speziellen 
Verfahrensregeln gibt (eine Beweisaufnahme außerhalb der 
Hauptverhandlung ist unzulässig), beschränkt sich die Prü­
fung des Gerichts auf die in schriftlicher Form vorliegenden 
ideellen Beweismittel und die zur Verfügung stehenden ma­
teriellen Beweismittel (Beweisgegenstände und Aufzeichnun­
gen).

Der Charakter des Eröffnungsverfahrens als sog. schrift­
liches Verfahren bringt auch damit wesentliche Grenzen der 
Beweisführung im Eröffnungsverfahren zum Ausdruck. Die 
speziellen Besonderheiten des gerichtlichen Beweisverfahrens, 
deren Höhepunkt in der gerichtlichen Beweisaufnahme der 
Hauptverhandlung liegt, kommen im Eröffnungsverfahren 
noch nicht zum Tragen. Hinsichtlich der ideellen Beweismit­
tel darf nicht außer acht gelassen werden, daß die originären 
Beweismittel, dem Prinzip der Unmittelbarkeit folgend, die 
in der Hauptverhandlung gemachten mündlichen Aussagen 
sind und nicht die Protokolle über Aussagen im Ermittlungs­
verfahren (diese, dürfen nur in gesetzlich begründeten Aus­
nahmen als Beweismittel in die gerichtliche Beweisaufnahme 
eingeführt werden). Das gebietet eine entsprechende Würdi­
gung der schriftlich vorliegenden Aussagen von Beweisperso­
nen. Auch können mit den Aussagen verbundene Fragen (z. B. 
Glaubwürdigkeit oder ihr Zustandekommen in der Verneh­
mung) in der Regel im.Eröffnungsverfahren nicht tiefgründig 
geprüft werden.

Beweismittel-, Beweismethoden- und Beweisverwertungs­
verbote sind bereits im Eröffnungsverfahren zu beachten. So 
dürfen z. B. Aussagen von Zeugen, die nach ihrer, Verneh­
mung von einem gesetzlichen Aussageverweigerungsrecht Ge­
brauch gemacht haben, der Eröffnungsentscheidung des Ge­
richts nicht zugrunde gelegt werden. Wertungen von Sach­

verständigen, die nicht in einem nachprüfbaren Gutachten 
enthalten sind (z. B. in für die kriminalistische Arbeit bedeut­
samen Auswertungsberichten), sind keine gesetzlich vorge­
schriebenen Beweismittel und können daher auch im gericht­
lichen Eröffnungsverfahren nicht verwendet werden.11’

Anforderungen an die Beweisführung bei Endentscheidungen 
im EröffnuTßgsverfahren

Beweisrechtlich höchste Anforderungen werden an alle be­
reits im Eröffnungsverfahren möglichen Endentscheidungen 
des Gerichts gestellt. Die Beweisführung muß, auch gemes­
sen an den Maßstäben der gerichtlichen Beweisaufnahme der 
Hauptverhandlung, unwiderlegbar sein. Für die Ablehnung 
der Eröffnung bedeutet diese Forderung, daß auch durch wei­
tere beweisrechtliche Maßnahmen im Rahmen von Nach- 
ermitüungen gemäß § 190 Abs. 1 Ziff. 2 StPO der hinreichende 
Tatverdacht nicht mehr begründbar sein darf. Die Eröffnung 
des Hauptverfahrens kann nicht schon dann abgelehnt wer­
den, wenn im Eröffnungsverfahren noch keine völlige Sicher­
heit über die im Ergebnis der Hauptverhandlung zu erwar­
tende Verurteilung des Angeklagten besteht Diese Entschei­
dung kann erst mit der, sicheren Feststellung getroffen wer­
den, daß eine Verurteilung des Angeklagten nicht möglich 
sein wird.

Insofern trägt die Eröffnungsentscheidung in der Alter­
native der Eröffnung des Hauptverfahrens oder der Ableh­
nung der Eröffnung immer prognostischen Charakter. Wäh­
rend aber die der Eröffnung des Hauptverfahrens zugrunde 
liegende Prognose einer wahrscheinlichen Verurteilung, die 
in der gerichtlichen Entscheidung (Eröffnungsbeschluß) nicht 
näher begründet wird, durch das gerichtliche Hauptverfahren 
ohne weiteres widerlegbar ist, muß die der Ablehnung der 
Eröffnung zugrunde liegende Prognose, daß eine Verurteilung 
nicht möglich ist, unwiderlegbar sein und im Ablehnungsbe­
schluß beweisrechtlich eindeutig begründet werden.

Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen 
der Strafverfolgung

Die beweisrechtlichen Grundsätze sind ebenfalls bei der Prü­
fung der gesetzlichen Voraussetzungen der Strafverfolgung 
zu beachten. Diese müssen zum hinreichenden Tatverdacht 
hinzutreten, um die Eröffnung des Hauptverfahrens zu er­
möglichen. Gesetzliche Voraussetzungen der Strafverfolgung 
sind z. B. die räumliche und persönliche Geltung der Straf­
gesetze (§ 80 StGB), der Strafantrag (§ 2 StGB) oder die Er­
klärung öffentlichen Interesses.” t

Die Ablehnung der Eröffnung aus diesen Gründen muß 
gleichfalls auf gesetzlichen Beweismitteln beruhen. Sind 
Zweifel hinsichtlich des Vorliegens gesetzlicher Vorausset­
zungen der Strafverfolgung nicht durch Nachermittlungen zu 
beseitigen, ist (im Unterschied zur Prüfung des hinreichenden 
Tatverdachts) bei der Beweiswürdigung zu den prozessualen 
Voraussetzungen der Grundsatz „in dubio pro reo“ anzu­
wenden und die Eröffnung abzulehnen, weil nur nach siche­
rer Feststellung des Vorliegens der gesetzlichen Vorausset­
zungen der Strafverfolgung das Hauptverfahren durchge­
führt werden kann. <

In diesem Zusammenhang ist auf eine Gesetzeslücke der 
StPO hinzuweisen; § 187, der den Umfang der Prüfungspflicht 
des Gerichts nach Eingang der Anklageschrift regelt, enthält 
nicht die Pflicht zur Prüfung der gesetzlichen Voraussetzun­
gen der Strafverfolgung. Das kann nur aus § 192 Abs. 1 StPO 
gefolgert werden. Bei der Neufassung der StPO sollte cfaher 
eine entsprechende Ergänzung vorgenommen werden.

Die übrigen möglichen Endentscheidungen im Eröffnungs­
verfahren müssen ebenfalls beweisrechtlich sicher sein. Die 
Beweisführung hat sich dabei sowohl auf prozessuale als 
auch auf materiellrechtliche Voraussetzungen der Verfahrens­
durchführung, deren Vorliegen verneint werden soll, zu be­
ziehen. Das betrifft in gleichem Maße die Rückgabe der Ba­
che an den Staatsanwalt wegen sachlicher oder-örtlicher Un­
zuständigkeit (§190 Abs. 1 Ziff. 1 StPO) und die endgültige 
Einstellung des Verfahrens (§189 Abs. 2 StPO). Die relevan­
ten Fakten, aus denen sich das Erfordernis der Anwendung 
der entsprechenden strafprozessualen Normen ergibt, müssen 
aus gesetzlich zulässigen Beweismitteln hergeleitet sein.

9 Vgl. StGB-Kommentar, 5. Aufl., Berlin 1987, Anm. 2 zu $ 158 
(S. 368).' . .

10 Vgl. Abschn. IV Ziff. 4 der Beweisrichtlinie, a. a. O., S. 319 f.
11 Zu den gesetzlichen Voraussetzungen der Strafverfolgung im

einzelnen vgl. StPO-Kommentar, 2. Aufl., Berlin 1987, Anm. 1.2. 
zu § 96 (S. 133). *


